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13. Wahlperiode 

03 . 02 . 98 


Antrag 

des Abgeordneten Ulf Fink und der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Dr. Gisela Babel und der Fraktion der F.D.P. 


Arbeit ist genug vorhanden - Neue Initiativen zur Beschäftigungsförderung 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Wieder mehr Beschäftigung in Deutschland gewinnen, das heißt 
vor allem: Stärkung der Wachstumskräfte und bessere Vorausset- 
zungen, wieder mehr Arbeit einzusetzen. Dem dient insbesondere 
das Programm für Wachstum und Beschäftigung, das von den Ko- 
alitionsfraktionen aus CDU/CSU und F.D.P. im Deutschen Bun- 
destag am 25. April 1996 beschlossen worden ist und das wirksam 
werden wird. 

Es ist von entscheidender Bedeutung, daß der Arbeitsmarkt wei- 
ter von Überregulierungen und zu hohen Kosten befreit wird. Zu- 
sätzlich sind bei den Langzeitarbeitslosen und Jugendlichen aber 
Maßnahmen erforderlich, um diesen Personenkreis in das Er- 
werbsleben zu integrieren. 

Mehr als jeder dritte Arbeitslose ist schon mehr als ein Jahr ar- 
beitslos. Es reicht nicht aus, diesen Menschen als Perspektive le- 
diglich Unterstützung durch Sozialhilfe oder Arbeitslosenhilfe zu 
bieten. Dies gilt besonders für Jugendliche. 

Arbeit ist mehr als Gelderwerb. Es genügt nicht, diesen Menschen 
lediglich Geld statt Arbeit zu geben. Andererseits ist es auch not- 
wendig, das Bewußtsein zu schärfen, daß jemand, der eine Lei- 
stung der Gemeinschaft empfängt, dafür der Gemeinschaft eine 
Gegenleistung schuldet. 


II. Der Deutsche Bundestag wolle beschließen: 


L Sofort wirksame Maßnahmen 

1. Arbeitslose Sozialhilfeempfänger 

a) Die Kommunen beschäftigen heute rd. 200 000 der rd. 
700 000 arbeitsfähigen Sozialhilfeempfänger. Das sind 
rd. 80000, d. h. zwei Drittel mehr als drei Jahre zuvor. 
Durch die Reform des Bundessozialhilfegesetzes wur- 
den 1996 die Möglichkeiten der Kommunen hinsicht- 



Drucksache 13/9743 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


lieh der aktiven Arbeitsmarktpolitik beträchtlich er- 
weitert. Die Kommunen sind aufgefordert, jede Mög- 
lichkeit der Beschäftigung von Sozialhilfeempfängern, 
insbesondere durch Schaffung von Arbeitsgelegenhei- 
ten im eigenen finanziellen Interesse zu nutzen, aber 
auch die Kürzungsvorschriften bei Ablehnung von Ar- 
beitsangeboten, bis hin zur vollständigen Versagung, 
konsequent anzuwenden. Es sollte möglich sein, nun 
Jahr für Jahr weitere rd. 100 000 Sozialhiifeempfänger 
zu beschäftigen. Das sind 6 bis 7 Sozialhiifeempfänger 
jährlich zusätzlich pro Kommune. In den Kommunen, 
die es - wie etwa Leipzig - geschafft haben, allen ar- 
beitslosen Sozialhilfeempfängern eine Arbeitsgelegen- 
heiten anzubieten, sollten sich die Arbeitsämter mit 
ihren Maßnahmen ebenfalls besonders engagieren. 

b) Oft unterbleiben mögliche Maßnahmen zur Beschäfti- 
gung von Beschäftigungslosen Sozialhiifeempfänger, 
weil die Zuständigkeitsverteilung zwischen Kommune 
und Kreis so ist, daß die Kommune zwar die Beschäfti- 
gungsmaßnahme zu finanzieren hat, am Erfolg (einge- 
sparte Sozialhilfe) dieser Maßnahme aber nicht betei- 
ligt ist. Der Deutsche Bundestag fordert die Länder und 
Kreise dringend auf, hier Änderungen vorzunehmen. 

2. Arbeitslosenhilfeempfänger 

Den Arbeitsämtern fällt es schwer, die 1,3 Millionen Emp- 
fänger von Arbeitslosenhilfe ins Erwerbsleben zu reinte- 
grieren. LFm den Arbeitslosenhiifeempfängern jede auch 
nur denkbare Chance auf einen neuen Arbeitsplatz zu ge- 
ben, hat der Deutsche Bundestag mit der jüngsten Reform 
des Arbeitsförderungsrechts (SGB III) den Arbeitsämtern 
seit dem 1. Januar 1998 das Recht eingeräumt, auch Dritte 
(z. B. Serviceagenturen) mit der Vermittlung von Arbeitslo- 
senhilfeempfängern zu beauftragen. 

Der Deutsche Bundestag hat deshalb in den Haushalt ei- 
nen Titel eingestellt, durch den es möglich wird, mit Ein- 
sparungen bei der Arbeitslosenhilfe diese Vermittlung zu 
finanzieren. Der Deutsche Bundestag fordert die Ar- 
beitsämter auf, von diesen neuen Möglichkeiten intensiven 
Gebrauch zu machen. Denn es ist besser, Arbeitslosigkeit 
zu bekämpfen, statt sie lediglich zu bezahlen. 

3. Arbeitslose Jugendliche 

Niemand darf gleich zu Beginn seines Berufslebens in die 
Sozialhilfe abgleiten. Angesichts der knappen Lehrstellen 
haben gerade Jugendliche ohne Hauptschulabschluß we- 
nig Chancen auf Eintritt ins Berufsleben. 

Die bisher bestehenden Programme zur Förderung des 
Hauptschulabschlusses vermögen ihr Ziel nicht im ge- 
wünschten Umfang zu erreichen. Was fehlt, ist insbeson- 
dere der notwendige Praxisbezug der Maßnahmen sowie 
der Anreiz zur Aufnahme einer entsprechenden Tätigkeit 
im Betrieb. Jugendliche Sozialhiifeempfänger haben eine 
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Verpflichtung zur Aufnahme von Arbeit; dieser Verpflich- 
tung muß allerdings eine entsprechende Anzahl Ausbil- 
dungs- und Praktikantenstellen gegenüberstehen. 

Die Initiative, wie sie in Hamburg zur Qualifizierung und 
Arbeit für Schulabgänger durchgeführt wird, kann Grund- 
lage eines geeigneten Konzeptes sein. Der Deutsche Bun- 
destag fordert die Bundesregierung auf, mit den Ländern, 
den Kommunen, der Bundesanstalt für Arbeit und den So- 
zialpartnern darüber in Gespräche einzutreten. Dies gilt be- 
sonders für die Länder, bei denen die Nachfrage nach 
Lehrstellen das Angebot übersteigt. 


IL Mittelfristig wirksame Maßnahmen 

1. Sozialhilfe für Arbeitslose und Arbeitslosenhilfe aus einer 
Hand 

Es gibt keine überzeugende Begründung dafür, daß es in 
Deutschland zwei Fürsorgeleistungen für einen Tatbe- 
stand, nämlich Arbeitslosigkeit, geben muß. Die Tatsache, 
daß Sozialhilfe für Arbeitslose und Arbeitslosenhilfe aber 
getrennte Systeme sind, führt zu erheblichen Doppel- und 
Mehrfacharbeiten der Ämter. Immerhin beziehen 1/3 der 
arbeitslosen Sozialhilfeempfänger noch Arbeitslosenhilfe 
oder Arbeitslosengeld. Der Deutsche Bundestag fordert die 
Bundesregierung auf zu prüfen, ob in einem ersten Schritt 
das Recht der Sozialhilfe für Arbeitslose und das Arbeits- 
losenhilferecht einander angeglichen werden kann. Die 
Verantwortung der Länder, hier Änderungen zu ermögli- 
chen, sei besonders hervorgehoben. 

Ebenso ist zu prüfen, ob in einem zweiten Schritt auch or- 
ganisatorische Konsequenzen gezogen werden sollten, mit 
denen die Fürsorgeleistungen für Arbeitslose in eine Hand 
gegeben werden. Dabei sollte der Grundsatz gelten, daß 
der Aufgabe auch das Geld folgt. 

2. Bündnis für Langzeitarbeitslose 

Wenn einfache Dienstleistungen in Deutschland wieder 
stärker nachgefragt werden sollen, wenn verhindert wer- 
den soll, daß weitere Arbeitsplätze ins Ausland abwandern, 
dann muß die Lohnstruktur weiter gespreizt werden. 

Durch die stärkere Lohnspreizung könnte besonders der in 
Deutschland stark unterentwickelte Bereich einfacher 
Dienstleistungen erschlossen werden - z. B. Hilfen aller Art 
in Privathaushalten, Versorgung von Haushalten mit dem 
täglichen Bedarf, Familien- und Pflegehilfen, Unterstüt- 
zung für ältere Menschen, Hilfen an Tankstellen und in Su- 
permärkten, Begleitpersonen im ÖPNV, Pförtner, Klein- 
handwerk und vieles andere mehr. Dadurch können auch 
gering und nicht Qualifizierte wieder stärker in den Ar- 
beitsmarkt integriert werden. 
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In Deutschland darf es keine „working poor" geben. Auch 
in einer globalen Wettbewerbssituation werden die lohn- 
bezogenen Einkommen in Deutschland nicht auf ein Ni- 
veau sinken können, das mit unserem Kulturniveau und 
dem Lebensstandard der Menschen vollkommen unver- 
einbar wäre. Ergänzende Sozialhilfe neben einem niedri- 
gen Arbeitseinkommen ist bei Bedürftigkeit derzeit mög- 
lich. Die Anreize im Sozialtransfersystem zur Aufnahme 
von Arbeit müssen verstärkt werden. Es muß darüber nach- 
gedacht werden, wie es gelingen kann, Niedriglöhne bei 
Bedürftigkeit auf ein akzeptables Mindesteinkommen an- 
zuheben. Die Tarifpartner sind aufgerufen, hier neue Wege 
zu entdecken. Der Deutsche Bundestag als Gesetzgeber 
wird ein solches Bündnis - Arbeit für alle - aktiv fördern 
und mitgestalten. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung und 
den Bundesrat auf, in einem ersten Schritt dafür zu sorgen, 
daß Sozialhilfeempfänger, die arbeiten, spürbar besser ge- 
stellt werden als die, die nicht arbeiten. 


Bonn, den 3. Februar 1998 

Ulf Fink 

Dr. Wolf gang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Gisela Babel 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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